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Mit Urteil (Az. C-422, C-423/19) vom 26. Januar 2021 hat der Europäische
Gerichtshof (EuGH) entschieden, dass die Barzahlung des deutschen
Rundfunkbeitrags auf Grund der Unverhältnismäßigkeit des daraus resultierenden
Verwaltungsaufwandes ausgeschlossen werden könnte.

Hintergrund der Entscheidung war das Verlangen zweier deutscher Staatsbürger
aus Hessen den Rundfunkbeitrag an den Hessischen Rundfunk (HR) in bar zu
entrichten. Dies lehnte der HR, unter Bezugnahme auf eine von ihm erlassene
Satzung, ab. Nach dieser Satzung ist die Barzahlung des Rundfunkbeitrags
ausgeschlossen. Die beiden deutschen Staatsbürger erhielten daraufhin
Zahlungsbescheide vom HR, gegen welche sie sich wandten. Im Weiteren musste
sich das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) mit der Streitigkeit befassen. Das
BVerwG stellte zunächst fest, dass die Satzung gegen Bundesrecht, also gegen
höherrangiges Recht, verstoße und damit nach Art. 31 des deutschen
Grundgesetzes nichtig sei. Demnach könne die Satzung nicht den Ausschluss der
Barzahlungsmöglichkeit vorsehen. Das BVerwG stützte die Unvereinbarkeit der
hessischen Satzung mit dem höherrangigen Bundesrecht auf das Gesetz über die
Deutsche Bundesbank. Nach § 14 Abs. 1 dieses Gesetzes ist der Euro als einziges
gesetzliches Zahlungsmittel qualifiziert, welches unbeschränkt zur Befreiung von
Geldschulden dient. Das BVerwG zweifelte bei der Anwendung des Gesetzes an
dessen Einklang mit den Vorgaben der Währungsunion. Darüber hinaus wollte das
BVerwG Klarheit darüber, ob der unbeschränkte Status des Euros als
Zahlungsmittel einen Ausschluss der Barzahlung verdränge. Diesbezüglich legte
das BVerwG im Rahmen des Vorabentscheidungsverfahrens gemäß Art. 267 AEUV
die beiden Fragen dem EuGH vor.

Konkret entschied der EuGH unter Auslegung des Begriffs der „Währungspolitik“,
dass diesem Ausdruck auch eine „normative Dimension“ zukomme. Dies fände
darin Ausdruck, so der EuGH, dass der Euro der Einhaltung einer einheitlichen
Zahlungsmöglichkeit diene und somit grundsätzlich nicht abgelehnt werden
könne. Im Rahmen der ausschließlichen Zuständigkeit der Union zur Präzisierung
des Status der Euro-Banknoten stellte der EuGH fest, dass eine Zahlung mit
Bargeld in der Regel möglich sei. Daraus lasse sich auch eine grundsätzliche
Verpflichtung zur Annahme des Euros entnehmen. Er statuierte hingegen eine
Ausnahme für Fälle, die eine Barzahlungsmöglichkeit aus Gründen des
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öffentlichen Interesses beschränken, soweit das verfolgte Ziel verhältnismäßig ist.
Die Barzahlung sei dann unverhältnismäßig, wenn ein anderes geeigneteres Mittel
zur Zahlung zur Verfügung stünde. Eine solche Ausnahme sei auch dann im
öffentlichen Interesse, wenn die Barzahlungsmöglichkeit aufgrund der hohen Zahl
der Zahlungspflichtigen zu unangemessenen Kosten für die Verwaltung führen
könne. Mit diesem Ergebnis gab der EuGH die Sache zurück an das BVerwG.

Die konkrete Entscheidung, ob der Rundfunkbeitrag in bar gezahlt werden darf
oder nicht, also ob eine Beschränkung der Barzahlung im öffentlichen Interesse
liegt und verhältnismäßig ist, liegt nun beim BVerwG;  dessen Entscheidung bleibt
abzuwarten.

Urteil des  EuGH

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=236962&pageInd
ex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1739273
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